
Mit dem Patientenrechtege-
setz werden im BGB zu-
sätzlich zum allgemeinen

Dienstvertragsrecht spezielle Regeln
eingeführt, die in der Zahnarztpraxis
von besonderer Relevanz und zu be-
achten sind.

Informationspflichten (§ 630 c BGB)

Der Zahnarzt ist verpflichtet, dem Pa-
tienten in verständlicher Weise zu Be-
ginn der Behandlung und, soweit erfor-
derlich, in deren Verlauf sämtliche für die
Behandlung wesentlichen Umstände zu
erläutern, insbesondere die Diagnose, die
voraussichtliche gesundheitliche Ent-
wicklung, die Therapie und die zu und
nach der Therapie zu ergreifenden Maß-
nahmen. Sind für den Zahnarzt Um-
stände erkennbar, die die Annahme eines
Behandlungsfehlers begründen, hat er
den Patienten über diese auf Nachfrage

oder zur Abwendung gesundheitlicher
Gefahren zu informieren. 

Geregelt ist darüber hinaus auch die so-
genannte „wirtschaftliche Aufklärungs-
pflicht“. Weiß der Zahnarzt, dass eine
vollständige Übernahme der Behand-
lungskosten durch einen Dritten nicht
gesichert ist oder ergeben sich nach den
Umständen hierfür hinreichende An-
haltspunkte, muss er den Patienten vor
Beginn der Behandlung über die voraus-
sichtlichen Kosten der Behandlung in
Textform informieren. 

Gerade bei kostenträchtigen Behandlun-
gen empfiehlt es sich, dass der Patient bei
seinem Kostenträger eine Kostenzusage
einholt. Für den Zahnarzt ist es auch im
Kassenbereich wichtig, dass er den Pa-
tienten über entstehende Mehrkosten
informiert, da hier  Kenntnisse des Zahn-

arztes vorausgesetzt werden (z.B. Richt-
linien, Höhe der Festzuschüsse). 

Einwilligung (§ 630 d BGB)

Der Zahnarzt hat vor Durchführung einer
medizinischen Maßnahme, insbeson-

Am 26.02.2013 ist das Patientenrechtegesetz in Kraft getreten. Im
Wesentlichen betreffen die Änderungen eine Kodifizierung des Rechts
der medizinischen Heilbehandlung im Bürgerlichen Gesetzbuch
(BGB). Zudem sollen die Rechte der Kassenpatienten durch Änderun-
gen im Sozialgesetzbuch V (SGB V) gestärkt werden. 
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dere eines Eingriffs in den Körper oder die
Gesundheit, die Einwilligung des Patien-
ten einzuholen. Ist der Patient einwilli-
gungsunfähig, ist die Einwilligung eines
hierzu Berechtigten einzuholen. Die
Wirksamkeit der Einwilligung setzt vor-
aus, dass der Patient vor der Einwilligung
aufgeklärt worden ist. Diese Vorschrift ist
bei der Behandlung von Kindern oder ein-
willigungsunfähigen Personen (z.B. Be-
wohner in einem Pflegeheim mit gericht-
lich bestelltem Betreuer) von besonderer
Relevanz. 

Aufklärungspflichten (§ 630 e BGB)

Der Zahnarzt ist verpflichtet, den Patien-
ten über sämtliche für die Einwilligung
wesentlichen Umstände aufzuklären.
Dazu gehören insbesondere Art, Umfang,
Durchführung, zu erwartende Folgen
und Risiken der Maßnahme sowie ihre
Notwendigkeit, Dringlichkeit, Eignung
und Erfolgsaussichten im Hinblick auf die
Diagnose oder die Therapie.

Bei der Aufklärung ist auch auf Alterna-
tiven zur Behandlungsmaßnahme hinzu-
weisen. Festgeschrieben wird zudem,
dass die für den Patienten verständliche
Aufklärung mündlich durch den Zahn-

arzt erfolgen muss und so rechtzeitig zu
erfolgen hat, dass der Patient seine Ent-
scheidung über die Einwilligung wohl-
überlegt treffen kann. Ergänzend kann
nach dieser Regelung auch auf Unterla-
gen Bezug genommen werden, die der
Patient in Textform erhält. 

Dokumentation der Behandlung 

(§ 630 f BGB) und Einsichtnahme in

die Patientenakte (§ 630 g BGB)

Patientenakten sind vollständig und
sorgfältig zu führen. Der Behandelnde ist
verpflichtet, zum Zweck der Dokumenta-
tion in unmittelbaren zeitlichen Zusam-
menhang mit der Behandlung eine Pa-
tientenakte in Papierform oder elektro-
nisch zu führen. Berichtigungen und
Änderungen von Eintragungen in der Pa-
tientenakte sind nur zulässig, wenn ne-
ben dem ursprünglichen Inhalt erkenn-
bar bleibt, wann sie vorgenommen wor-
den sind. Dies ist auch für elektronisch
geführte Patientenakten durch manipu-
lationssichere Software sicherzustellen.
In der Umsetzung bereitet diese Vor-
schrift Probleme. Es empfiehlt sich unbe-
dingt bei seiner Softwarefirma nachzu-
fragen, ob den Erfordernissen des Geset-
zes Rechnung getragen wird. 

Gravierend ist auch, dass dem Patienten
auf Verlangen unverzüglich Einsicht in
die vollständige, ihn betreffende Patien-
tenakte zu gewähren ist, soweit der Ein-
sichtnahme nicht erhebliche therapeuti-
sche Gründe oder sonstige erhebliche
Rechte Dritter entgegenstehen. Die Ab-
lehnung der Einsichtnahme ist zu be-
gründen. Zudem kann der Patient auch
elektronische Abschriften von der Pa-
tientenakte verlangen, wobei dem Be-
handelnden die entstandenen Kosten zu
erstatten sind. In der Konsequenz wird
der Zahnarzt auch in der Regel persönli-
che Einträge in der Patientenakte offen-
baren müssen, wobei dann nicht mehr die
Möglichkeit besteht, diese Einträge un-
kenntlich zu machen.

Beweislast bei Haftung für 

Behandlungs- und Aufklärungs -

fehler (§ 630 h BGB)

Aus  dieser Vorschrift ergibt sich u.a., dass
ein Fehler eines Zahnarztes vermutet
wird, wenn sich ein allgemeines Behand-
lungsrisiko verwirklicht hat, dass für ihn

voll beherrschbar war. Der Zahnarzt hat
zudem zu beweisen, dass er eine Einwil-
ligung eingeholt und aufgeklärt hat. 

Bei einer unzureichenden  Dokumenta-
tion wird vermutet, dass  die Maßnahme
nicht getroffen wurde. Bei Vorliegen ei-
nes groben Behandlungsfehlers wird ver-
mutet, dass der Behandlungsfehler für
diese Verletzung ursächlich war. Dies gilt
auch dann, wenn es der Zahnarzt unter-
lassen hat, einen medizinisch gebotenen
Befund rechtzeitig zu erheben oder zu 
sichern. 

Änderungen im Sozialgesetzbuch V

Nach § 137 SGB V soll der Gemeinsame
Bundesausschuss in seinen Richtlinien
wesentliche Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Patientensicherheit und insbe-
sondere Mindeststandards für Risiko -
management- und Fehlermeldesysteme
festlegen. Diese Regelung kann auch für
Arzt- und Zahnarztpraxen im ambulan-
ten Bereich zu neuen bürokratischen
Pflichten führen. 

In § 13 Abs. 3 a SGB V werden Sanktionen
festgelegt, wenn Krankenkassen nicht
binnen drei Wochen (bei Einschaltung
des MDK innerhalb von fünf Wochen)
über einen Leistungsantrag entscheiden.
Wird ein im Bundesmantelvertrag für
Zahnärzte vorgesehenes Gutachterver-
fahren durchgeführt, hat die Kranken-
kasse ab Antragseingang innerhalb von
sechs Wochen  zu entscheiden; der Gut-
achter hat innerhalb von vier Wochen
Stellung zu nehmen. Kann die Kranken-
kasse diese Fristen nicht einhalten, hat
sie dies rechtzeitig schriftlich begründet
mitzuteilen.
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